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87, Gese1Z: Dienstredit der &amten der Bundeshauptstadt Wien (Dienstordnung 1966 - DO. 1966). 

87. 

Gesetz vom 18. November 1966 und 
vom 14. Juli 1967 über das Dienstrecht der 
Beamten der Bundeshauptstadt Wien 

(Dienstordnung 1966 - 00. 1966). 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Inhalt 

s 1 

(l) Dieses Gesetz enthält die allgemeinen 
Bestimmungen über die Anstellung der Beamten 
der Bundeshauptstadt Wien, die aus dem Dienst­
verhältnis entspringenden Rechte und Pfliditen 
dieser Beamten, die Mitwirkung der Personal· 
vertretungen, die gemeinderätlidie Personal· 
kommission, die Ahndung von Pfliditver­
letzungen und die Auflösung von Dienstverhält­
nissen. 

(2) .Beamte sin<I die in einem öffentlidi·redu„ 
lieben Dienstverhältnis zur Stadt Wien stehenden 
Bediensteten mit Ausnahme der im Art. 14 
Abs. 2 B.-VG. genannten. 

(3) Beamte des Dienststandes sind die Beamten 
bis zu ihrer Versetzung in den Ruhestand. Ab 
diesem Zeitpunkt werden sie zu Beamten des 
Ruhestandes. Soweit dieses Gesetz von „Beam­
ten ~' ~pridi~ sind hierunter Beamte des Dienst­
standes zu verstehen. 

Anwendung 

§ 2 

(1) Die nähere Ausführung und besondere An­
wendung der Dienstordnung auf die besonderen 
Verhältnisse eines Dienstzweiges kann in beson­
deren Dienstanweisungen sowie Dienst- und 
Betriebsvorschriften festgelegt werden, die nach 
Beratung mit den Personalvertretungen zu er­
lassen sind. 

(2) Soweit die Art eines Dienstzweiges oder . 
Betriebes besondere ergänzende oder von den 
Vorschriften dieser Dienstordnung abweidiende 
Bestimmungen notwendig macht, können diese 
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vom Landtag in Form von Gesetzesbeschlüssen 
jedeneit nach Beratung mit den Personalver· 
tretungen und der gemeinderätlichen Personal· 
kommission erlassen werden. 

Geltungsbereich 

§ 3 

Diese Dienstordnung findet nur auf diejenigen 
bei der Bundeshauptstadt Wien besd:iäftigten 
Personen Anwendung, die ihr ausdrüddich unter· 
stellt wurden. Sie ist auf Beamte des Ruhestandes 
nur w weit anzuwenden, als dies ausdrüddich 
bestimmt wird. 

Abänderungen 

§ 4 

Abänderungen der Dienstordnung können 
durdi den Landtag in Form von Gesetzes· 
bescb.lüssen nach Beratung mit der gemeinde­
rätlichen Personalkommission verfügt werden. 

ABSCHNITT II 

Anstellung, Ernennung, Vorrückung 

A 11 gemeine Anstellungs e rf o rde r­
n iss e 

§ 5 

Zur Unterstellung unter die Dienstordnung ist 
im allgemeinen erforderlich: 

1. ein Lebensalter von wenigstens 18 und nicht 
mehr als 40 Jahren, 

2. die österreichische Staatsbürgersdiaft, 
3. ein ehrenhaftes Vorleben, 
4. die zur Erfüllung der Dienstobliegenheiten 

notwendigen geistigen und körperlichen Fähig· 
keiten. · 

Au ssc hl ießu n g sg rü nde 

-s 6 

(l) Ausgesdilossen von der Unterstellung unter 
die Dienstordnung sind: 

a) Personen, die auf Grund einer geser2lidien 
Bestimmung zur Erlangung eines öffent­
lichen Amtes oder Dienstes unfähig sind, 
sowie diejenigen Personen, welche vom 
aktiven W ahltedit zu den gesetzgebenden 
Körpersdiaften ausgeschlossen sind; 
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